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Der Stadtrat möge beschließen: 

Die Stadt Landsbut unterstll12t die Einfilhtung des neuen Studienganges "Angewandte 
Kommunalpraxis" für Stadt- und Gemeinderäte an der Hocllsclmle I.andsbut. Die Mitglic:dcr des 
Stadtrates schreiben sich als Studenten für diesen Studiengang ein und legen dem 
ObeIbDrgenneister injedan Semester einen Nachweis für den erfolgreichen StudicnfoJtscbritt vor. 
Für Einfilbrong und DurdlfiUmmg des Studienganges angebotene besODd«e Fördamittel bei der 
Europäischen Union sollen in Anspruch gtOOmmell werden. 

Begr:(iDdung: 

Die Richtlinie 01/19/BG des Europäischen Parlamentes und des Rates fi1r berufliche 
Betäh.igJmgsnachweise vom 14.05.2001 stellt erhöhte Anforderungen auch 1ür die Aus11bung 
kommunaler Ehrenämter. Die UmsetzaD.g in nationales Recht sicht vor. dass mr Stadt-. Gemeinde­
und Bezirlcsritc ein eigener Studiengang an Facbhoc1lschulen a'ngeboten wird. Damit kann das hohe 
inhal.tliche Niveau der Stadtmtsarbeit insbesondere in deD Sitzungen vertieft und ausgebaut werden. 
Die V crwaltung wird eatlastet, da zu Cl'WBrtcn ist, dass facliliche ADfmgc:n dmch Stadtrite nm mehr 
in Ein2eltiIlcn crfotderlich sind aufgnmd des im Studiengang vennittdtcn WISSeOS. 

Auch aus rechtlicher Sicht ist die Ein:fnhnmg und Be1egung des Studiengaor:z dutcl1 die Mitglieder 
des Stadtrates gebOten, da mit der anstchcmden Novellienmg der Bayerischen ~einQeordnung der 
Erlass einer sog. Satzungsverordnung vorgesehen ist. die daraufabzielt. dass ein Bewerber für ein 

.kommunales Mandat dafür einen Befähiglmgsnacbweis vorzWegeo hat. Damit wird auch einer 
Forderung der Bürgerinitiative ..Bcsscrc Demokratie" entsprochen.. 

Bei Inanspmclmahme von EU-Föniemritteln entstellen fik die Stadt I.andshut und die 
Fachhochschule nur geringe Kosten. Diese könnten ilber von den Stadt- und Gemeinderäten zu 
entrichtenden Studiengebühren refinanziert werden. Da bei den ZusclJilssen das Prinzip "First takes 
aU" gilt, ist eine dringliche Behandlung in dCl' nichstmöglich.cn Stadtratssitzung notwendig. 

Ein Seitcneffekt der Maßnahme ist, dass den eingescbriebenen studierenden Stadt- und 
Gemeinderitcn durch die Immatrikulation die sozialen Leistlmgen für Studierende off'enstehen und 
diese in die Hocbschulgemcinscbaft integriert werden. Dies verbessert die V ClZahnung von Stadt 
und Hochschule. 

http:nichstm�glich.cn

